
 

 
Stellungnahme zum Eckpunktepapier des Bundesministeriums der Finanzen: 

„Wahlfreiheit beim Bezahlen im Alltag – Pflicht zur Annahme mindestens einer digitalen 
Bezahloption zusätzlich zum Bargeld“ 

 

I. Einleitung 
Der Prepaid Verband Deutschland e. V. (PVD) ist die Interessenvertretung der in Deutschland 
tätigen Prepaid-Branche. Seine Mitglieder bilden wesentliche Teile der Wertschöpfungskette 
rund um Prepaid-Produkte, Gutscheine und digitale Bezahlverfahren ab: von Emittenten, 
Zahlungsdienstleistern, Payment-Schemes und Programmanagern über Prozessoren und 
Distributoren bis hin zu Vertriebs- und Akzeptanzpartnern im Handel. 
Der PVD setzt sich für sichere, praxistaugliche und verbraucherfreundliche Rahmen-
bedingungen sowie für die Interessen von Millionen Verbraucherinnen und Verbrauchern ein, 
die Prepaid-Produkte, Gutscheine und digitale Bezahlverfahren täglich nutzen. 
Vor diesem Hintergrund nimmt der PVD zu dem Eckpunktepapier des Bundesministeriums der 
Finanzen (BMF) zur gesetzlichen Einführung einer Annahmepflicht für mindestens ein digitales 
Bezahlverfahren zusätzlich zum Bargeld wie folgt Stellung: 

II. Der PVD begrüßt die geplante Annahmepflicht 
Der PVD begrüßt das Vorhaben des BMF, eine gesetzliche Pflicht zur Annahme mindestens 
eines digitalen Bezahlverfahrens einzuführen. Aus Sicht des PVD sprechen hierfür 
insbesondere folgende Erwägungen: 
- Finanzielle Teilhabe: Prepaid-Instrumente eröffnen gerade Personen ohne ein klassisches 

Bankkonto oder mit eingeschränktem Zugang zum Bankensystem die Möglichkeit, digital zu 
bezahlen, beispielsweise über wiederaufladbare Zahlungskarten. Eine breite Akzeptanz 
digitaler Bezahlverfahren im Handel, in der Gastronomie und im Dienstleistungssektor stärkt 
daher die finanzielle Teilhabe und trägt dazu bei, dass möglichst viele Verbraucherinnen und 
Verbraucher digitale Zahlungsmöglichkeiten tatsächlich nutzen können. 

- Bewährte, regulierte Infrastruktur: Zahlungsinstrumente unterliegen bereits heute einem hohen 
regulatorischen Schutzniveau (u. a. durch das Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz) und bieten 
etablierte Sicherheits- und Verbraucherschutzmechanismen. Ihre flächendeckende Annahme 
lässt sich daher ohne unverhältnismäßigen Umsetzungsaufwand für Unternehmen erreichen. 

- Beitrag zu Steuergerechtigkeit und Eindämmung der Schattenwirtschaft: Digitale, 
nachvollziehbare Zahlungswege erschweren nicht erfasste Umsätze und leisten einen Beitrag 
zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Geldwäsche. 

- Nutzen für den Staat als Emittent: Prepaid-Instrumente werden bereits heute erfolgreich auch 
zur transparenten und zweckgebundenen Auszahlung öffentlicher Leistungen eingesetzt (z. B. 
Bildungskarten, Sozialkarten, Bezahlkarten für Asylbewerber). Eine allgemeine 
Annahmepflicht stärkt die Wirksamkeit auch dieser staatlichen Instrumente. 

III. Präzisierungsbedarf beim Begriff des „europäischen Verfahrens“ 
Nach dem Eckpunktepapier sollen Unternehmen zwischen den am Markt verfügbaren und 
gebräuchlichen digitalen Bezahlverfahren wählen können, wobei „mindestens ein europäisches 
Verfahren akzeptiert werden muss“. Der PVD regt eine Konkretisierung dieser Formulierung im 
Gesetzgebungsverfahren an, da weder der Begriff des „Verfahrens“ noch das Kriterium 
„europäisch“ trennscharf definiert sind. Es sollte insbesondere klar geregelt werden, ob hiermit 
an den Ort der technischen Verarbeitung oder an den Emittenten des jeweiligen 
Zahlungsmittels angeknüpft werden soll. Unschärfen bergen das Risiko uneinheitlicher 
Auslegung und Rechtsunsicherheit für die betroffenen Unternehmen. 
Der PVD regt daher an, im Gesetzgebungsverfahren anstelle des Begriffs „Bezahlverfahren“ 
den im Zahlungsdiensterecht bereits etablierten und legaldefinierten Begriff des „Zahlungs-
instruments“ zu verwenden (vgl. § 1 Abs. 23 und § 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG). Dieser Begriff erfasst 



 

kartengebundene wie auch personalisierte digitale Verfahren zur Erteilung eines Zahlungs-
auftrags. Er ist den betroffenen Unternehmen, Aufsichtsbehörden sowie der Praxis vertraut. 
Für das Kriterium „europäisch“ schlägt der PVD vor, an den Emittenten des jeweiligen 
Zahlungsinstruments anzuknüpfen: Ein Zahlungsinstrument sollte danach als europäisch gelten, 
wenn es von einem im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) niedergelassenen bzw. dort 
zugelassenen Emittenten (Zahlungsdienstleister bzw. E-Geld-Institut) ausgegeben wird. Diese 
Anknüpfung hätte folgende Vorteile: 

- Gleichlauf mit der PSD3: Der Entwurf der PSD3/PSR knüpft die Zulassung und Beaufsichtigung 
von Zahlungsdienstleistern und E-Geld-Instituten an deren Sitz bzw. Zulassung im EWR an. 
Eine Definition „europäisch = Emittent mit EWR-Zulassung“ fügt sich nahtlos in dieses 
bestehende Aufsichts- und Passporting-System ein, statt ein neues, paralleles Kriterium zu 
schaffen. 

- Rechtssicherheit und Praktikabilität: Der Sitz bzw. die Zulassung des Emittenten ist für die 
betroffenen Unternehmen anhand öffentlich zugänglicher Register (z. B. BaFin- bzw. EBA-
Register) leicht überprüfbar, während Kriterien wie der Ort der technischen Verarbeitung 
praktisch kaum belastbar feststellbar sind. 

- Technologieoffenheit: Die Anknüpfung an den Emittenten statt an ein bestimmtes System oder 
eine bestimmte Marke lässt Raum für neue europäische Anbieter, ohne dass der Gesetzgeber 
einzelne Verfahren benennen müsste. 
Konkret schlägt der PVD folgende Formulierung vor: „mindestens ein Zahlungsinstrument, das 
von einem im Europäischen Wirtschaftsraum niedergelassenen bzw. zugelassenen Emittenten 
ausgegeben wird“, anstelle von „mindestens ein europäisches Verfahren“. 
Ergänzend weist der PVD darauf hin, dass sich eine Beschränkung des Anwendungsbereichs 
der Annahmepflicht bei kartenbasierten Zahlungsinstrumenten auf Kartentransaktionen mit 
gedeckelten Interbankenentgelten bereits aus geltendem Recht ergibt. Nach § 270a BGB ist 
eine Vereinbarung unwirksam, durch die Verbraucher zur Zahlung eines Entgelts für die 
Nutzung eines Zahlungskartenverfahrens verpflichtet werden, das in den Anwendungsbereich 
von Kapitel II der EU-Interchange-Verordnung (VO (EU) 2015/751) fällt. Das Verbot von 
Zusatzentgelten („Surcharging“) gilt damit schon nach § 270a BGB für Kartentransaktionen, 
deren Interbankenentgelte auf 0,2 % (Debitkarten) bzw. 0,3 % (Kreditkarten) des 
Transaktionswerts gedeckelt sind.  

IV. Gleichlauf mit der Annahmepflicht für den digitalen Euro 
Der PVD regt an, die geplante Annahmepflicht mit der vorgesehenen Annahmepflicht für den 
digitalen Euro abzustimmen. Grundlage hierfür ist Art. 9 des Entwurfs der EU-Verordnung über 
den digitalen Euro, der eigene Annahmeverpflichtungen und Ausnahmen vorsieht. Ein 
Gleichlauf beider Regelungen ist vor allem bei den erfassten Unternehmen, den Ausnahmen (z. 
B. für Kleinstunternehmen oder Fälle wirtschaftlich unbilliger Härte) und den Umsetzungsfristen 
sinnvoll. So wird vermieden, dass Unternehmen zwei unterschiedliche und womöglich 
widersprüchliche Annahmeregime beachten müssen. 

V. Zusammenfassung 
Der PVD unterstützt die geplante Annahmepflicht als sinnvollen Beitrag zu Wahlfreiheit, 
finanzieller Teilhabe und Steuergerechtigkeit. Der Verband empfiehlt, den Begriff 
„Bezahlverfahren“ durch „Zahlungsinstrument“ zu ersetzen und das Kriterium „europäisch“ an 
den EWR-Sitz bzw. die EWR-Zulassung des Emittenten zu knüpfen. Zudem sollte die geplante 
Annahmepflicht mindestens einer digitalen Bezahloption zusätzlich zum Bargeld mit der 
geplanten Annahmepflicht für den digitalen Euro abgestimmt werden. Damit würde den 
betroffenen Unternehmen eine kohärente, rechtssichere und praktikable Grundlage für die 
Umsetzung an die Hand gegeben. 
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